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Verordnung des Ministeriums für Inneres, 
Digitalisierung und Migration über 

infektionsschützende Maßnahmen gegen  
die Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2  

in Erstaufnahmeeinrichtungen 
(Corona-Erstaufnahme-Schutz-Verordnung 

– CoronaErstaufnSchVO)

Vom 9. März 2021

Auf Grund von § 16 Absatz 4 der Verordnung der Landes-
regierung über infektionsschützende Maßnahmen gegen 
die Ausbreitung des Virus SARS-CoV-2 (CoronaVO) 
vom 7. März 2021 (notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des 
Verkündungsgesetzes und abrufbar unter https://www.ba-
den-wuerttemberg.de/de/service/aktuelle-infos-zu-co-
rona/aktuelle-corona-verordnung-des-landes-baden-
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wuerttemberg) in Verbindung mit § 32 des Infektions-
schutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 
S. 1045), das zuletzt durch Artikel 4a des Gesetzes vom 
21. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3136, 3137) geändert 
worden ist, wird verordnet:

§ 1 

Allgemeine Abstandsregel

(1) Soweit keine geeigneten physischen Infektions-
schutzvorrichtungen vorhanden sind, wird innerhalb der 
Erstaufnahmeeinrichtungen die Einhaltung eines Min-
destabstands zu anderen Personen von 1,5 Metern emp-
fohlen. 

(2) In den für alle Bewohnerinnen und Bewohner sowie 
die Beschäftigten frei zugänglichen Bereichen der Erst-
aufnahmeeinrichtungen, insbesondere auf den Frei
flächen und in den Gemeinschaftsbereichen von Gebäu-
den, muss ein Mindestabstand zu anderen Personen von 
1,5 Metern eingehalten werden, sofern nicht die Einhal-
tung des Mindestabstands im Einzelfall unzumutbar, 
dessen Unterschreitung aus besonderen Gründen erfor-
derlich oder durch Schutzmaßnahmen ein ausreichender 
Infektionsschutz gewährleistet ist. 

§ 2 

Medizinische Maske

(1) Eine medizinische Maske (sogenannte OP-Masken 
oder auch Masken der Standards KN95/N95 oder FFP2) 
muss in allen Gebäuden der Erstaufnahmeeinrichtungen 
und auf Verkehrsflächen und in Wartebereichen der Erst-
aufnahmeeinrichtungen sowie auf Freiflächen, wenn der 
Mindestabstand nicht eigehalten wird, getragen werden. 
Die Verpflichtung nach Satz 1 gilt auch für die von der 
Erstaufnahme betriebenen Bustransfers und Bus-Shuttles.

(2) Eine Verpflichtung zum Tragen einer medizinischen 
Maske besteht nicht 

1.	für Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr,

2.	für Personen, die glaubhaft machen können, dass ihnen 
das Tragen einer medizinischen Maske aus gesundheit-
lichen oder sonstigen zwingenden Gründen nicht mög-
lich oder nicht zumutbar ist, wobei die Glaubhaft
machung gesundheitlicher Gründe in der Regel durch 
eine ärztliche Bescheinigung zu erfolgen hat, 

3.	für Beschäftigte an einem Büroarbeitsplatz, sofern 
sich an deren Einsatzort keine Bewohnerinnen und 
Bewohner oder Besucherinnen und Besucher aufhal-
ten, sowie in Räumen, in denen ein mindestens gleich-
wertiger Schutz für andere Personen gegeben ist. 

4.	für Beschäftigte ohne festen Arbeitsplatz bei Verrich-
tung ihrer Tätigkeit, sofern ein Abstand von 1,5 Meter 
zu weiteren Personen sicher eingehalten werden kann 
oder kein Bewohner- oder Besuchsverkehr stattfindet,

5.	beim Konsum von Lebensmitteln,

6.	innerhalb des eigenen Zimmers im Unterbringungs
gebäude.

§ 3 

Separierung für Neuzugänge und Wiederaufgetauchte

(1) Personen gemäß § 3 des Flüchtlingsaufnahmege
setzes (FlüAG), die in einer Erstaufnahmeeinrichtung 
neu aufgenommen werden, dürfen für einen Zeitraum 
von 14 Tagen nach der Aufnahme den ihnen jeweils zu-
gewiesenen Unterbringungs- und Versorgungsbereich 
nicht verlassen.

(2) Die Pflicht zur Separierung nach Absatz 1 gilt auch 
für Personen gemäß § 3 FlüAG, die nach mindestens sie-
ben Tage dauernder unerlaubter Abwesenheit erneut auf-
genommen werden. 

(3) Der Separierungszeitraum des Absatz 1 beginnt er-
neut zu laufen, wenn Personen entgegen einer Separie-
rungsverpflichtung den ihnen zugewiesenen Unterbrin-
gung- und Versorgungsbereich verlassen. 

(4) Das zuständige Regierungspräsidium kann den Be-
troffenen nach den Absätzen 1 und 2 jederzeit neue Un-
terbringungs- und Versorgungsbereiche zuweisen und 
Ausnahmen von der Verpflichtung der Absätze 1 und 2 
anordnen. 

§ 4 

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Nummer 
24 IfSG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1.	entgegen § 1 Absatz 2 zu anderen Personen den Min-
destabstand von 1,5 Metern nicht einhält,

2.	entgegen § 2 Absatz 1 keine medizinische Maske 
trägt,

3.	entgegen § 3 Absatz 1 oder Absatz 2 einen ihm zuge-
wiesenen Unterbringungs- und Versorgungsbereich 
verlässt.

§ 5 

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung  
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Corona-Erstaufnahme-
Schutz-Verordnung vom 29. Juni 2020 (GBl. 2020, 526) 
außer Kraft.

stuttgart, den 9. März 2021� Strobl

Anmerkung: Die Verordnung wurde am 11. März 2021 
durch öffentliche Bekanntmachung des Innenministe­
riums notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungs­
gesetzes und trat damit gemäß § 5 der Verordnung am 
12. März 2021 in Kraft.


